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SED bereut ihre Selbstkritik
„Entfaltung der Demokratie“ soll über „Nationale Front“  erfolgen

"Viele Anzeichen deuten darauf hin, daß die SED ihre gewiß 
nicht allzu offenherzige „Selbstkritik “  von der vergangenen 
Parteikonferenz bereits w ieder bereut und rückgängig zu 
machen versucht. Unter dem Vorwand, „feindliche Elemente“  
hätten die von der Parte i selbst geübte K r it ik  zu Angriffen  
auf den Staatsapparat und leitende SED-Führer mißbraucht, 
versucht man jetzt, D inge w ie die damals eingestandene Rechts- 
«nsicherheit und F ä lle  offenkundiger M ißwirtschaft zu verleug
nen. und zu bagatellisieren. Auch die von dem SED-Funktionär 
Jendretzky geb ildete „Kom m ission zur breiten Entfaltung der 
Demokratie“  hat einen vollen Rückzug angetreten. Indem  inan 
sich ein igte, daß diese Komm ission künftig  reine Pa rte i
angelegenheiten bearbeiten w ird , hat man alle h ier die Bevöl
kerung interessierenden F ragen  kurzerhand der —  „Nationalen 
F ron t“  übertragen  . . .
W e r  auf d ie Jendretzky- 

Kommfssion ohnehin keine 
Hoffnung setzte, mag mit etwas 
ähnlichem gerechnet haben. 
A ber was in den letzten W ochen 
tatsächlich vorgegangen ist, 
dürfte selbst hartgesottene 
Pessim isten erschüttern.

Unm ittelbar nach der Pa rte i
konferenz setzte aus kommu
nistischen und Bevölkerungs
kreisen ein Ansturm auf die 
neugebildete Kom m ission  ein. 
Zehntausende von Briefen  schil
derten Unrechtsfälle und Über
g r iffe  der kommunistischen 
Staatsorgane. Eine erschüt
ternde Statistik diktatorischer 
Herrschaft breitete sich vor den 
Adressaten aus.

„Adresse unbekannt44
D ie Mehrzahl dieser B riefe 

w ar an das Zentralkomitee der 
SED adressiert. Denn: B is
heute g ib t es keine Adresse fü r 
die „Demokratisierungskommis- 
sion“ . Sie hat ihren Sitz im Z K  
der SED, aber es g ib t sie fak 
tisch nicht. Das m ag vo r allem  
daran liegen, daß man - zum  
Zeitpunkt ihrer Gründung noch 
gar nicht wußte, welche A u f
gaben Jendretzky und seins 
M itgenossen einmal übernehmen 
sollten.

So hat man es sich recht 
leicht gemacht. Jedes M itg lied  
dieser Kommission übernimmt

die in sein eigentliches Ressort 
fallenden Aufgaben. H ilde Ben
jam in w ill Gesetzesverstöße im  
Justizapparat kontrollieren, 
W ollw eber auf eine „den Ge
setzen entsprechende Behand
lung“ der SSD-Häftlinge achten 
und Jendretzky w ird  „P a rte i
verfahren überprüfen“. D er 
R est aber, das in einer F lu t 
von Briefen gebündelte U n
recht, w ird  von der „Nationalen 
F ron t“  erled ig t!

Was will „Nationale Front“ ?
D ie „Nationale Fron t“  ist 

heute eine politisch tote Orga
nisation. Ih re Aufgabenstellung 
w ar m it der von kommunisti
scher Seite erfolgten Stabilisie
rung der Spaltung erledigt. So 
stützt sie sich heute nur noch 
auf ein ige tausend „W irkungs
bereichsausschüsse“ , in  deren 
Rahmen sie die nichtorganl- 
sierte Sowjetzonenbevölkerung 
anzusprechen versucht.

D iese W irkungsbereichsaus
schüsse sollen nun die „Dem o
kratisierung“ der Zone gew ähr- 
leisten. Sie haben die Aufgabe, 
a lle an sie ergehenden Be
schwerden. und Wünsche „zu be
arbeiten und gegebenenfalls 
weiterzuleiten” . Das heiß t: Is t  
einem Bürger Unrecht ge
schehen, hat er sich an seinen 
zuständigen „Vertrauensmann“

zu wenden. D ieser ex istiert ent
w eder in  der Person seines 
„Haus-“  oder des „Straßenver
trauensmannes”. H ä lt  dieser d i«  
Beschwerde fü r  gerechtfertigt»: 
w ird  er sie dem „W irkungs
bereichsausschuß“ m itteilen. Be
tr ifft  die Beschwerde einen 
Übelstand innerhalb der Ge
meinde, w ird  der F a ll „intern 
erled igt“ . Handelt es sich um 
eine übergeordnete Sache, geht 
der V organ g an den nächst«? 
höheren Ausschuß der „Nation 
nalen F ron t“ , der ihn eine? 
gleichrangigen SED-Steile über
gibt. D iese w ird  dann veranlas
sen, was in  ih r Ermessen fä llt»

So hat sich die „N ationa l« 
F ron t“  vö llig  zu Unrecht ln  dia 
R o lle  eines Anwalts der B evö l
kerung hineingespielt. W er dia 
Zuständigkeitsbereiche in  der 
Sowjetzone kennt, weiß, daß er 
auf diesem W e g  niemals zu 
seinem lie ch t kom m en  kann. 
A ber: D ie SED hat den Schein 
einer „Dem okratisierung“ g e 
wahrt und die „Nationale 
F ron t“  erhofft sich von diesem 
Manöver eine neue Aktivität 
ihrer unteren Instanzen.

Nach Berlin schreiben!
Man sollte darum In Keinem 

F a ll die „Nationale Fron t“  Und 
ihre „W irkungsbereichsaus- 
schüsse“ einer besonderen B e
achtung würdigen. Jede dort 
inszenierte „öffen tliche Aus
sprache“ ist letztlich nichts an
deres als eine getarnte SED- 
Versammlung fü r N ichtorgani
sierte. W er Anklage gegen 
W illkürakte führen w ill, der 
schreibe getrost nach Berlin, an 
dia nichtexistente Jendretzky- 
Kommission, per Adresse Zen
tralkomitee der SED 1 H ier  hat 
sein B rie f die meiste Aussicht, 
zumindest an eine höhere SED« 
Instanz w eitergereicht zu w er« 
den. A lles andere hieße, es Sei 
SE’D zu  leicht machen..



UNfißHÄHBiGE ZilTUKS 1Ü8 OEUISCKIAKÜ

„Bruderhand"
ist wieder da
D T .  D ie deutschen Sozial

demokraten sind heute aas 
Z iel einer m erkwürdigen Ver- 
brüderungs - Propaganda der 
Kommunisten. Das begann be
reits auf dem X X . Parte itag  der 
KPdSU , w o Chrustsehow fo r
derte, „d ie  gegenseitigen Be
schuldigungen einzustellen, Be
rührungspunkte zu finden und 
auf dieser Basis die Grund
lagen fü r eine Zusammenarbeit 
zu entwickeln“ . E r  meinte, daß 
heute auch vie le Sozialdemokra
ten fü r die Einheit der A rbei
terbewegung einträten, und 
fuhr fo r t : „W ir  begrüßen diese 
Sozialdemokraten aufrichtig und 
sind bereit, alles zu tun, um 
unsere Bemühungen im Kam pfe 
fü r  die edle Sache der Verteid i
gung des Friedens und der In 
teressen der W erktätigen zu 
vereinen."

\
D ie Moskauer Parole, d ie So

zialdemokraten freundschaft
lich zu umwerben, w ird  m it be
sonderem E ifer von den kom
munistischen Machthabern in 
Pankow  befolgt. Sie sprechen 
heute w ieder ungefähr so, w ie  
damals vor dem Betrug der 
„vereinten Hände“ , der den 
Kommunisten in ihrer jämmer
lichen Schwäche die zur Durch
führung ihres Moskauer A u f
trags notwendige Position in 
der Bevölkerung schaffen Sollte. 
Bald danach erfo lg te dann — 
selbstverständlich unter Bruch 
a ller vorher gemachten Zusagen 
—  die Verfem ung des „Sozial
demokratismus“ al3 eines der 
schwersten Verbrechen' gegen 
den Elendsstaat, der die Zu
kunft Deutschlands sein w ill.

P ro p ag an d a  der T ru gb ild e r
Nun ist das alles w ieder an

ders, und die kommunistische 
Kam pagne und die Gunst der 
Sozialdemokraten in  Berlin  und 
in  Westdeutschland ist ln  vo l
lem Gange. Sie kommt a ller
dings auch aus den gleichen 
taktischen Überlegungen und 
dient den gleichen betrügeri
schen Zielen w ie damals. Es ist, 
w ie  Ernst Lem m er auf der 
B erliner Bandestagung der CDU 
erklärte, ein „unterirdischer

Zersetzungskrieg" gegen  dis 
SPD. Plier in B erlin  ver fo lg t er 
den Zweck, die Sozialdemokra
ten aus der gemeinsamen Front 
des Kam pfes fü r die Freiheit 
W estberlins herauszubrechen, ln  
dar Bundesrepublik, w o  die 
K P D  in  allen W ahlen allmäh
lich auf einen dem Nullpunkt 
nahekommenden Prozentsatz re
duziert worden ist, erstrebt er 
einen Zulauf aus den Anhän
gern der SPD  zur Auffrischung 
der eigenen stark gelichteten 
Reihen. A u f diese W eise neu 
gestärkt, möchte die K P D  die 
ih r von Moskau zugewiesene 
R o lle  im politischen Leben  der 
Bundesrepublik w ieder über
nehmen.

Zu diesem Zwecke versucht 
die SED, m it einer P ropa
ganda der bewußten Täuschung 
den Eindruck zu erwecken, als 
ob in  der Berliner und w est
deutschen Sozialdemokratie eine 
gärende Bew egung entstanden 
sei, die eine Neuorientierung 
der Parte i irn Sinne eines 
engen Zusammengehens m it 
dem Pankower Kommunismus 
verlange. W as sie hierzu vo r
bringt, das sind allerdings nur 
phantasievolle Trugbilder. H ie r  
spreche, so lobt das „Neue 
Deutschland“ die fre i erfundene 
„Bewegung“ , ein gewachsenes 
Klassenbewußtsein und sogar 
die Bereitschaft, „in  zunehmen
dem Maße die D D R  als V e r 
gleichsmaßstab fü r  erzielte E r 
fo lg e “  ( ! )  heranzuziehen. W'enn 
nun, so fährt das B latt fort, die 
sozialdemokratischen Genossen 
begonnen hätten, die gleichen 
Argum ente zu vertreten w ie  die 
Kommunisten, so sei das ein 
Beweis dafür, w ie  rich tig  die 
Kommunisten handelten, wenn 
sie „fü r die Schaffung w irklich 
demokratischer Zustände in 
Westdeutschland“  ( ! )  einträten. 
Es sei nur fo lgerich tig  und ver
ständlich, daß aus den Kreisen 
der SPD  die Forderung nach 
Verhandlungen m it der D D R  
und insbesondere zwischen der 
SPD  und der SED erhoben 
werde. Bisher habe der Fartei- 
vorstand der SPD  solche Ge
spräche abgelehnt, —  „w ir  w er
den aber nicht müde werden, 
den SPD-Genossen d i e  B r u 
d e r h a n d  zu reichen“.

Da ist sie also w ieder, die 
Bruderhand, die bald nach der 
Vereinigung von 1946 in  der 
Zone Zehntausende aufrechter

Sozialdemokraten in die Gefäng
nisse w arf, auf die Flucht nach 
Westdeutschland trieb und allen 
den Glauben an die M öglichkeit 
einer demokratischen Gemein
schaft m it dem Kommunismus 
gründlich austrieb.

Ein unlösbarer Geg'ensaf®

Niemand hat das Recht, der 
SPD  einen Vorw urf daraus zu 
machen, daß sie und ihre An
hänger gegenw ärtig  einer be
sonderen W erbung des Komm u
nismus ausgesetzt sind. Sie ist 
über den Verdacht erhaben, ein 
taugliches Objekt solcher Beein
flussung zu sein. D er - gemein
same U rgroßvater genügt hier 
nicht, nachdem ihm Len in  und 
Stalin g e fo lg t sind. Es kann zw i
schen dem demokratischen So
zialismus und dem totalitären 
Kommunismus keine Zusammen
arbeit geben —  selbst wenn  
ihre früheren Begegnungen 
nicht von schmerzlichen E rfah
rungen und blutigen Opfern ge
kennzeichnet wären. Den unlös
baren Gegensatz, der hier be
steht, hat der Bonner Theologe 
P ro f. Dr. Gollw itzer dieser Tage  
in  der Diskussion einer evan
gelischen Akadem ie noch an
ders form uliert, indem er es als 
das geschichtliche Verdienst der 
deutschen Sozialdemokraten be- 
zeichnete, daß unser A rbeiter 
nicht w ie der in Frankreich 
oder Ita lien  kommunistisch ge
worden sei. Man muß dieses 
Verdienst anerkennen, auch 
wenn es gew iß  ist, daß anders 
politische K rä fte  in Deutschland 
an ihm einen maßgeblichen An
te il haben.

Gerade im  Sinne dieser ge
schichtlichen W ertung schließt 
der propagandistische Ansturm 
der Kommunisten gegen dis 
SPD  in B erlin  und in der Bun
desrepublik ein deutsches und 
gesamtdeutsches Interesse ein, 
dessen kämpferische W ahrung 
uns allen gemeinsam am H er
zen liegt. Dr. K rone hat das 
auf der Berliner Landestagung 
seiner Parte i m it der Feststel
lung zum Ausdruck gebracht, 
daß w ir  ln  allen Parte ien  dar
über ein ig seien, daß der K om 
munismus nicht die Lebens
form  des deutschen Volkes sei 
und sein könne. Diese Überein
stimmung ist und bleibt di® 
w ichtigste K ra ft  der deutschen 
Po litik .



Koalition geschlossen für Wehrp flicht
N u r  Länge der Dienstzeit noch ungeklärt 

Bonn (Eigenmeläung). Die Bundesregierung -und die CDU/ 
CSU haben in ihrem Kampf um die Einführung der all
gemeinen Wehrpflicht einen Bundesgenossen gewonnen. Über
raschend sprachen sich der wehrpolitische Ausschuß und die 
Bundestagsfraktion der Deutschen Partei für die Wehrpflicht 
aus. Gleichzeitig entschieden sich die beiden Gremien der 
Deutschen Partei auch für eine achtzehnmonatigo Grundaus
bildung der Wehrpflichtigen.

L ieber Leser!
W ir  wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus
gabe in der sowjetischen B e
satzungszone funktioniert. Dia 
Namen unserer Leser interes
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansiehts- oder 
Postkarte m it falschem Absen
der an folgende Adresse zu 
schicken:

Herrn E . E c g n i  

Berlin-Tem pelhof I  
Manfred-v.-Bichthofen-Str, 2, IX 

Pa lls Sie den kleinen TA G  
m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ihre Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die obige Anschrift.

W ir  danken Ihnen für Ihre 
H ilfe .

Nürnberg. (AP/D PA). D ie Zahl 
der beschäftigten Arbeiter, An
gestellten und Beamten in  der 
Bundesrepublik ist vom 31. De
zember 1955 bis zum 31. März 
1958 um 145 631 auf 17 523 629 
angestiegen.

D ie anhaltende günstige Kon
junktur in fast allen W irt- 
schaftsbereichen und der starke 
Bauüberhang lassen nach An
sicht der Bundesanstalt fü r A r
beitsverm ittlung und Arbeits
losenversicherung darauf schne
llen, daß der im  September 
vergangenen Jahres verzeich- 
nete Beschäftigtenhöchststand

Kommform aufgelöst
Moskau (A P/D PA ). D er erste 

stellvertretende sowjetische M i
nisterpräsident M ikojan gab die 
Auflösung des im  Jahre 1947 
gegründeten K om in fom i (K om 
munistisches Informationsbüro) 
bekannt, in dem unter Führung 
der Sowjetunion die kommuni
stischen Parteien des Ostblocks 
sowie Frankreichs und Italiens 
zusammengefaßt waren. Auch 
das Kominform -Organ, d ie Zei
tung „F ü r dauerhaften Frieden 
und Volksdemokratie", hat sein 
Erscheinen eingestellt.

Mit diesen Beschlüssen ist die 
Einheitlichkeit der Bonner Be- 

/ gierungskoalition in bezug auf 
die Frage der Wehrpflicht wie
derhergestellt.

Auch die 18 M in ister und A b 
geordneten, d ie aus der F D P - 
Fraktion ausgeschieden sind, 
treten fü r die Wehrpflicht ein. 
Meinungsverschiedenheiten g ib t 
es innerhalb des Eegierungs- 
lagers je tz t  nur noch in bezug 
au f die Dauer der Dienstpflicht. 
E in  T e il der CDU/CSU ist für 
eine Begrenzung auf 12 Monate.

von rund 17,8 M illionen in 
Kü rze überschritten wird.

In fo lge der langen Kälte- 
periode, die die Außenarbeiten 
nahezu vollständ ig zum E rlie
gen  gebracht hatte, konnte die 
Konjunktur erst verhältnismä
ß ig  spät anlaufen. Immerhin lag 
die Beschäftigtenzahl vor einem 
Jahr, am 31. März 1955. um 
mehr als eine M illion  niedriger.

Von den Ende März be
schäftigten Arbeitnehmern wa
ren 5 SOI S67 Frauen (33,1 P ro 
zent). Damit wurde der Sep
tember-Stand bei den Frauen 
um 21210 überschritten und ein 
neuer Höchststand erreicht.

W ashington (AP/D PA). D er 
amerikanische Außenminister 
Bull es nahm auf die A n frage 
eines Pressevertreters zu dem 
In terview  des französischen M i
nisterpräsidenten m it einer 
amerikanischen Zeitung über die 
W iederverein igung Deutschlands 
Steilung. Gegenüber Mollet, der 
einen Vorrang der Abrüstung 
vor der W iedervereinigung 
Deutschlands forderte, erklärte 
Dulles nochmals, daß nach sei
ner Ansicht die westlichen A lli
ierten rich tig  handelten, 'wenn

Im  Zusammenhang m it dem 
Problem  der allgemeinen W ehr
pflicht, die von SPD, F D P  und 
B H E  abgelehnt w ird, kam in 
Bonn eine lebhafte Diskussion, 
über die F rage auf, ob die Bun
desrepublik vertraglich ver
pflichtet sei, 500 000 Soldaten 
unter W affen  zu halten. Von 
der Bundesregierung wurde 
darauf hingewiesen, daß diese 
Verpflichtung nicht im Atiantik- 
pakt oder im V ertrag über die 
Westeuropäische Union enthal
ten sei, wohl aber in dem bis
her geheimgehaltenen „Aecord 
Special“ , der zusammen mit 
dem EVG -Vertrag abgeschlos
sen worden war, aber trotz des 
Scheiferns dieses Vertrages 
auch heute noch die Grundlage 
der militärischen Abmachungen 
zwischen der Bundesregierung 
und den alliierten Mächten b il
det. E in Sprecher des Bundes- 
verteidigungsministeriums be- 
zeichnete dieses Spezialabkom
men als einen Regierungsver
trag.

Von der SPD wurden lebhafte 
Zweife l angemeldet, ob ein sol
cher Hegierungsvertrag, vor 
allem, wenn er geheim sei, eine 
Verpflichtung für aas Parlament 
bilden könne, fü r die Aufstal
lung einer entsprechenden A r 
mee zu sorgen.

sie bei Verhandlungen mit der 
Sowjetunion darauf bestehen, 
daß das Problem  der W ieder
vereinigung den Vorrang vor 
der Abrüstung haben müsse.

Der D elegierte der Vere in ig
ten Staaten bei den Londoner 
Abrüstungsverhandlungen,. H a
rold Stassen, w ird  in Paris m it 
dem französischen M inisterprä
sidenten Guy M ollet über das 
Abrüstungsproblem und die 
bisherigen Ergebnisse d'-r Be
ratungen des UNO Unteraus
schusses sprechen.

Arbeitslosenzahl sinkt rapide
Eine M illion Beschäftigte mehr als im März 1955

Wiedervereinigung vor Abrüstung!
Feststellung d e s  US-Aitßeumiaisiers t o i *  der Presse
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Tscherwenkoff ausgebootet
Und was geschieht m it Ulbricht?

Österreich 
jetzt im Europarat

DT. Zu Stalins Zeiten, wurden 
Unliebsame Parteigrößen liqui
diert, entweder stillschweigend 
ohne viel Federlesens oder, ent
sprechend präpariert, in einem 
Schauprozeß. Jetzt gibt man 
sich im Ostblock humaner. In 
dieser nach- und anti-stalinisti- 
schen Epoche vergilt man nicht 
Gleiches mit Gleichem. Wenn 
jetzt ein Prominenter „re if“ ist 
und am neu gedüngten Baum 
der Partei nur noch als schwere 
Last hängt, schüttelt man ihn 
ab, man wahrt ein volks- 
„demokratisch.es“ Gesicht: man 
läßt den Delinquenten hochoffl- 
siell vor dem Parlament seinen 
Rücktritt einreichen. Genosse 
Tscherwenkoff, seit 1950 Bulga
riens Ministerpräsident, hat 
sich als erster Stalinanhänger 
und langjähriger Zelebrant des 
Personenkultes auf diese neue 
Art ln die Versenkung zu ver
fügen. Wahrscheinlich rettet er 
damit Gesundheit und Leben,

Doch diese Überlegungen sind 
sweitrangig. H ier erhebt sich 
vor allem die Frage, ob der 
Fall Tscherwenkoff als ab
schreckende Wirkung auf alle 
Stalinanhänger eine Einmalig
keit bleibt, oder ob er Anfang 
ist für eine Reihe ähnlicher Fä l
le kommunistischer Wiedergut
machung in den übrigen Volks
demokratien. Die zweite Mög
lichkeit würde logischer wirken 
und überzeugender dafür, daß 
es Moskau in seinem gesamten 
Machtbereich mit der Beseiti
gung des Stalinkultes und 
seiner übriggebliebenen, bela
steten Experten ernst meint. 
Natürlich würde sich dieser 
Übergang zur naehstalinlsti- 
schen Epoche durch konsequente 
Säuberung des Funktionärkör
pers sozusagen behutsam voll
ziehen. Das ist jedenfalls schon 
jetzt zu beobachten: man hat 
nach und nach die früher Ver
urteilten und Hingerichteten re
habilitiert, hat sich zunächst 
auf so unvergessene Prominente 
wie Kostow und Rajk be
schränkt, während noch un
zählige Opfer des Stalinterrors 
in den Zuchthäusern sitzen. 
Dieser Rehabilitierungsprozeß 
läuft und wird hoffentlich nicht 
so bald abgeschlossen. Noch viel 
langsamer aber läuft nebenher

ein allmähliches Ausschalten der 
bisher tätigen Stalinisten. In. 
Bulgarien war das Ausbooten 
Tscherwenkoffs insofern einfach, 
als er „nur“ Ministerpräsident 
war und kein Parteiamt mehr 
bekleidete. Also konnte die bul
garische K P  gegen ihn schießen, 
ohne sich selbst sonderlich da
bei zu verletzen.

In  anderen Volksdemokratien 
ist das nicht so. Wenn bei
spielsweise in der Ostzone der 
treueste und entschiedenste 
Verfechter des Stalinismus ver
schwinden würde, dann beträfe 
das nicht nur den stellvertre
tenden Ministerpräsidenten, son
dern gleichzeitig auch den 
1. Parteisekretär. Nicht umsonst 
haben die Anhänger Ulbrichts 
auf dem SED-Parteikongreß so 
demonstrativ für ihn gespro
chen. Sie versuchen, Ulbricht zu 
halten, weil sein Rücktritt an
geblich der Partei schaden 
könnte, wobei dahingestellt sein 
soll, ob der SED durch die Per
son des wegen seines Personen
kultes gefürchteten 1. Sekretärs 
mehr Nutzen und Ansehen als 
Schaden und Haß entstanden 
sind. Das entscheidende Wort 
wird jedenfalls in Moskau ge
sprochen. Und das wird irgend
wann geschehen, so oder so. 
Auch die Beseitigung Tscher
wenkoffs erfolgte nach vorlie
genden Meldungen auf aus
drücklichen Befehl Moskaus

Straßburg (AP ). Die Straß
burger Tagung des Buroparates 
stand im  Zeichen der feier
lichen Anfnahme Österreichs 
und der Wahl des belgischen 
sozialistischen Senators De- 
housse zum neuen Präsidenten 
der Beratenden Versammlung, 
Vizepräsident wurd® erneut 
der deutsche Abgeordnete Xie- 
singer (CDU).

Der österreichische Außen
minister F ig l betonte vor der 
Beratenden Versammlung des 
Europarates nachdrücklich die 
„ewige Neutralität“ Österreichs.

gegen das verständliche „Abra-' 
ten“ jener bulgarischen Funk
tionäre, die mit Tscherwenkoff 
liiert waren. Ob die Säube
rungsaktion im Ostblock erst 
beginnt oder ob sie mit Tscher
wenkoff bereits zu einem ge
wissen Abschluß gebracht wur
de, ist keine interne kommu
nistische Angelegenheit. Sie ist 
für die W elt ein Prüfstein, ob 
sich tatsächlich das politische 
Klima im Ostblock ändert, was 
die Sowjets offensichtlich der 
W elt klarmachen möchten. Das 
Saubermachen im fernen Bul
garien genügt hierfür keines
falls. Die näherliegende Sowjet
zone bleibt schärfer im Blick
feld.

Der „kaltblütigste Verrat“ der Geschichte
Britischer Luitmarschall beschuldigt Bulganin

Königswinter (Eigenmeldung). 
Schwere Anschuldigungen ge
gen Bulganin, den er für den 
„kaltblütigsten Verrat der. ge
samten Kriegsgeschichte“ ver
antwortlich machte, hat der 
frühere britische Luftmarschall 
Sir John Slessor anläßlich des 
deutsch-englischen Gespräches 
in Königswinter erhoben. Er 
nahm dabei Bezug auf den 
Aufstand der polnischen Unter
grundbewegung in Warschau 
1S44 gegen die deutsche Be
satzung, wobei es die Sowjets 
unterlassen hatten, den Polen 
zu helfen.

Slessor, der zu diesem Zeit-' 
punkt Oberbefehlshaber der 
alliierten Luftstreitkräfte Im

Mittelmeerraum und für die 
Versorgung der polnischen Auf
ständischen auf dem Luftwegs 
verantwortlich war, sagte: „Es 
war vor zwölf Jahren meine 
unglückliche Aufgabe, die Ar
mee des polnischen Generals 
Bor-Komorowski über 800 K ilo 
meter hinweg zu versorgen, 
während der andere sogenannte 
Alliierte (die Sowjets) in den 
Vorstädten Warschaus stand." 
Verantwortlich für diesen Ver
rat sei Bulganin gewesen, der 
zu jener Zeit stellvertretender 
Verteidigungsminister war. Der 
Warschauer Aufstand wurde 
von den deutschen Truppen 
niedergeschlagen, wobei dis 
sowjetischen Truppen tatenlos 
zusahen.



So sind sie wirklich2

Der Elefant im Ministerrat
W ollte  » a n  die sowjetzonalen 

M in ister nach politischer Ge
schicklichkeit und diplom ati
schem Taktgefüh l beurteilen, 
würde Innenminister K a rl H a- 
ron 8,1s hoffnungsloser Außen
seiter laufen. E r ist der „E le
fant im  M in isterrat“ . Sein Jüng
stes Husarenstück ist dis „K ir -  
chenkampf-Erklärung" vom  ver
gangenen Februar, die er allen 
Geistlichen der Zone vorzu
lesen befahl. D er H err M in ister 
ordnete dazu an, die örtlichen 
Gemeindevertreter hätten ein
fach die P fa rrer  vorzuladen und 
ihnen den T ex t seiner Erk lä
rung zu verlesen. TJnd Maron 
w ar b&8 erstaunt, als alle 
Geistlichen d ies« Unverschämt
heit ignorierten.

Inzwischen haben sich die un
teren Instanzen zum T e il fü r 
d ies« F iege le i entschuldigen 
müssen. E in « Order, dia nicht 
auf Maron zurückzuführen ist. 
D er 53jährige ehemalige Sie
mens-Schlosser hätte, g inge es 
nach ihm, eher ein ige P fa rrer  
eingesperrt.

M aron hat einen fü r kommu
nistische Funktionärs eigen
artigen W e g  genommen. Seit 
1930 Gewerkschaftler, lernte er 
d ie Kommunisten als V o r 
sitzender eines Athletenklubs 
in  gemeinsamen StraSenschlach- 
ten  kennen. E rst 1925 jedoch 
nahm er auch das Parteibuch 
seiner Straßenkampf - Ko llegen  
an. D ie K P D  beließ ihn als A r 
beitersportfunktionär und über
tru g ihm die Radikalisierung 
des „F ichte -  Vereins” , dessen 
Vorsitzender Maron 1932 wurde. 
U nter seiner Führung ent
wickelt® sich aus dem alten 
Arbeitersportverein eine kom
munistische Kaderorganisation 
m it zweifelhaften Nebeninter- 
«ssen.

ŝMal Journalist gewesea .
1934 «m igrierte  Maron nach 

Dänemark, um 1935 endgültig 
in  dis Sowjetunion überzusie
deln. Von  h ier aus knüpfte er 
nachrichtendienstlich® Fäden zu 
linksgerichteten Sportorganlsa-

K A R L  M A R O N

tionen W est- und Südosteuro
pas. 1943 steckten ihn die So
w jets  in  das „Nationalkom itee 
F re ies  Deutschland” , w o er als 
Stellvertreter des inzwischen 
abgebauten R u do lf H erm stadt 
die schwarz-weiß-rot umrandete 
„Soldatenzeitung" zu red igieren 
hatte. Noch heute p fleg t Maron 
aowjetzonalen Journalisten ge
genüber jov ia l zu betonen: 
„Auch mal bei der Presse ge
wesen . .  . !*

Nach Berlin  kam M aron 1945 
m it der dritten Garnitur. A ls 
Schatten des ersten von den 
Sow jets eingesetzten „Oberbür
germ eisters" Dr. W erner machte 
er sich hauptsächlich um den 
Aufbau der politischen Po lize i 
K  5 verdient. D ie  W ahlnieder
lage der SED im  Oktober 1948 
feg te  ihn aus seinem Amt. A ls 
kleiner SED - Abgeordneter 
drohte er in  der Versenkung zu 
verschwinden. Unklaren Anga
ben zu fo lge arbeitete Maron ln  
dieser Zeit m it Sonderauftrag 
fü r  die russische Kommandan
tur. Nach der Spaltung Berlins 
wurde Maron als „Stadtrat fü r 
W irtschaft" eingesetzt. 1949, im  
Zugs der ersten Parteisäube
rung gegen L e x  Ende, Pau l 
M erker und andere, holte der 
neue Zentralorganchef Herrn- 
stadt seinen Em igrationsgefähr
ten M aron als „Organisator der

Volkskorrespondentenbewegungf* 
in  das „Neue Deutschland“.

Marons große K arriere  begann 
nach dem mysteriösen T od  des 
damaligen Innenmlnisteirs K u rt 
Fischer 1950 m it der Ernennung 
zum „Chef der Hauptverwaltung 
der Deutschen Volkspolizei“ , 
A ls  Generalleutnant kommani 
dierte Maron die gesamte b e
waffnete Sowjetzonenmacht ein
schließlich Arm ee und Staats-, 
sicherheitsdienst,

„Stiaßenkaaipi-AtMet“
Diese Machtkonzentration hat 

Maron keine Freuds gebracht, 
und er hat sie auch nach und 
nach an aridere abgetreten. V ie le  
Kommunisten haben sich seither 
gefragt, ob dem Straßenkampf- 
Athleten während der vergange
nen Jahre interner Parte ik ri
sen jem als zum Bewußtsein ge
kommen sein mag, daß er, M a
ron, über die größte Machtkon
zentration im  Sowjetzonenstaat 
verfügte. Maron hat es vermut
lich nicht gem erkt. U nd wenn,: 
er hätte nichts damit anzufan
gen gewußt. M aron gehört zu 
jenem  Athletentyp, der be i 
größter Krsftkonzentratlon n ie
mals weiß, was man m it der 
Macht eigentlich anfangen kann. 
Ih r  Machtgefühl äußert sich 
täppisch und rein  impulsiv. In  
seiner noch nicht alten Stellung 
als „DDR-Innenm inister“  hat 
Maron dies unter Beweis ge
stellt. E r  r itt  Attacken gegen 
P fa rre r  und Bürgermeister, 
schikanierte Interzonenreisenda 
und Grenzpolizisten, je  nach 

-Laune und Machtgefühl. Seine 
Ernennung zum Innenminister 
blieb selbst alten Genossen rät
selhaft. Maron ist w eder In telli
gent noch grausam, w eder m iß
trauisch noch diplomatisch ge
nug. Das Porzellan, das er be
reits zerschlug, hat die SED 
kitten müssen, und sie ta t es 
ohne Vorw urf gegen  den Genos
sen Maron. Es scheint, als sei 
dieser Innenminister-Posten ge 
rade w egen seiner Gefährlich
keit fü r die Dummheit prädesti
niert.



Der Umfall des Genossen Herm lin
„N ie  r e im t  sich L ie h e  a tii B e fiisgeE h eä i . .

Ustei" dem T ite l „D u  W e lt  im  Eicht —■ Stalin im  W erk  deut
scher Schriftsteller“  brachte 1934 der kommunistische „Aufbau- 
V erlag“  eine Sammlung denkwürdiger Gedichte und Erzählun
gen heraus. Sowjetzonale Schriftsteller und L iteraten  hatten 
h ier Xiöbgesünge auf Stalin zusammengetragen, d ie unter dem 
lyrischen M otto Johannes B . Becher standen: „Stalin  —  Dein 
Nam e is t im  W eltraum  eingetragen, w ie  der Gestirne Schein 
und W iderschein , , Inzwi schen haben d ie w en iger lyrischen 
Sowjetastrologen ihren Stalin recht unsanft aus den Gestirnen 
herausgepickt, und die Siaiin-Sammlung des Aufbau-Verlags ist 
stillschweigend zurückgezogen worden. D ie  L iteraten  aher 
schweigen beschämt, bis auf einen: Stephan Herralin.
H erm lin  w ar m it drei Beiträ- len nach der neuen L in ie  g latte 

gen in  diesem Band vertreten.
D er Ausklang des schönsten von 
ihnen lautete:

»A us dem unendlichen 
Raunen von Inseln  und 
Ländern / hebt das Ent
zücken sich m it seiner Bot
schaft dahin, / w o die V er
heißungen leben und die 
Epochen verändern, / na
menlos sich die Zeit endlich 
selbst nennt:' S T A L IN !”

Jetzt hat sich Stephan H erm 
lin  ziem lich unbemerkt von der 
Öffentlichkeit in  einem kleinen 
Gedicht revidiert. D ie „Ku ltur- 
bund“ -Zeitung „Sonntag“ hat 
diese Verse an bescheidener 
Stelle abgedruckt. S ie betiteln 
iich : „E p ilog  1958 zu dem Sta- 
lingedicht von 1849“ .

,Jm  Stich läßt mich der 
Zukunft Prosod ie ! N ie  reim t 
sich L ieb e  auf Beflissenheit, 
und liebend g ib t sich L ieb e  
keine Blöße. W as sie ge
meint, wächst herrlich m it 
der Zeit. Hinlauschend in  
der Klassenschlacht Getöse,
«eh ' ich die künftige Ge
meinsamkeit, gedenkend sei
nes Irrens, seiner Größe .

Es ist dies der erste Versuch 
überhaupt, sich lyrisch von frü 
heren Stalin-Epen zu distanzie
ret!. H ie r  w ird  das neue P rinzip  
der kollektiven Leitu ng ausge
rechnet von einem Stalin-Enthu
siasten gereim t verfochten. Und 
es m ag manchen SED-Barüen 
einschließlich seines Ku ltur
ministers Becher a rg  geärgert 
haben, daß er sich nicht früher 
auf eine derartige Rehabilitation 
in  Versen besann.

M ag der N e id  seiner Ko llegen  
aber diesem H erm lin  auch, zu
gute halten, daß er vom  Sturz 
Stalins am härtesten betroffen 
ist. Von insgesamt 18 Büchern 
und Traktätchen H em lin s  tal

sieben unter den Index-Para
graphen. In  ihnen nämlich hat 
Herm lin  seinen Stalin darge- 
steilt: 1. a ls einzigen wahren 
Peldherrn und S ieger im  2. 
W eltk rieg , 2. A ls einen selbst 
Len in  überragenden Parteitheo
retiker, 8. A ls  einzigen In itia tor 
aller sowjetischen Fünf-Jahres- 
Pläne. Im  „W eg  der Bolschew
ik !“ , einem je tz t von der F D J  
als „Schulungsiiteratur“ abge
setzten. Band, verleugnet H erm 
lin  überhaupt die M ith ilfe  so
wjetischer Generale und M ili- 
tärwissenschaftler am K r iegs 
ausgang und schreibt die In itia 
t ive a ller m ilitärischen Opera

tionen und ihrer Durchführung 
einzig  Stalin zu. In  der „Zeit 
der Gemeinsamkeit“  w ird  Stalin 
sogar zum Führer und In itia tor 
der französischen W iderstands
bewegung „M aquis“ und im  
„K am pf um eine deutsche N a
tionalliteratur“  dankt Herm lin 
seinem Stalin, daß dieser es 
überhaupt erst ermöglichte, 
nach 1945 noch „deutsche K u l
tu r" am Leben zu belassen. 
Von H erm lin  stammt sogar das 
Z itat: „Ohne Stalin w äre ein 
W eiterexistieren  der Menschheit 
nach 1933 nicht mehr lohnend 
gew esen !“

Zwei Nationalpreise und die 
M itgliedschaft in  der Akadem ie 
Deutscher Künste Ostberlins 
stehen je tz t  fü r Herm lin auf 
dem Spiel. A u f dem Schriftstel
lerkongreß im  Mai 1952 sah es 
fast so aus, als würde Herm lin 
sogar Kultusm inister Becher aus 
seinem Sattel als Kulturpapst 
heben. Nun dieser Sturz —  von 
der FD J-Pflich tliteratur auf den 
In dex ! „Im  Stich gelassen von 
der Zukunft Prosodie“ , käm pft 
ein stalinscher L itera t um das 
geistige W eiterleben, w o ihm 
einst sogar das physische ohne 
Stalin nicht mehr lohnend 
schien . . .

Das Recht auf Einheit
Straßbarg i Wesentliches 

Straßburg (D P A ). Der P o li
tische Ausschuß der Beratenden 
Versammlung des Europarates 
hat sein Program m  fü r die 
westliche P o lit ik  durch einen 
Zusatz ergänzt, in dem die 
deutsche W iederverein igung aus
drücklich mim „wesentlichen 
Z ie l“ der westlichen P o lit ik  er
k lä rt w ird . Auch der Bericht^ 
erstatter des Politischen Aus
schusses, der Ita liener Benve- 
nuti, betonte nachdrücklich die 
Bedeutung der Einheit Deutsch
lands in  der westlichen Po litik . 
E r  sagte: „D er W esten käm pft 
ln  seiner gesamten P o litik  im 
m er fü r die deutsche W ieder
vereinigung. Jedes V o lk  hat das 
Hecht auf F reiheit und E inheit.“

Oder-Neiße-Linie nicht anerkannt
Bonn (K N A ). D er Vatikan er

kennt auf Grund des Heichs- 
konkordates, das fü r ganz 
Deutschland g ilt, nach w ie vor 
die deutschen Ostgebiete als 
rechtlich zu Deutschland gehö
rend an» Das o ffiz ielle Päpst-

Ziel der westlichen Politik  
liehe Jahrbuch 1956 nennt u. a. 
als zu Deutschland gehörig die 
Erzdiözese Breslau, die Diözese 
Erm land in Ostpreußen und die 
fre ie  Prä latur Schneidemühl. Zu 
Po len  w erden nur die Gebiete 
außerhalb der deutschen Gren
zen von 1937 gezählt.

219 Äiissiefller em pfroffsn
Fried land (AP/D PA ). E in 

neuer Transport m it 219 Frau
en, Männern und K indern aus 
den polnisch-verwalteten deut
schen Ostgebieten ist in F ried- 
Tand eingetroffen. D ie Aussied
ler kamen aus Pommern, Ost
preußen und Schlesien.

E in e ' 44jährige Frau, die dem 
Transport angehörte, erzählte, 
sie sei seit 1950 von einem pol
nischen Gericht zu zw ö lf Jahren 
Gefängnis verurteilt worden, 
w e il ein B r ie f an ihre westdeut
schen Verwandten in der Presse 
der Bundesrepublik veröffent
licht wurde. Nach Verbüßung 
der H ä lfte  ihrer Strafe wurde 
sie überraschend amnestiert und 
entlassen.



Neu-Ältona —  Stadt in der Millionenstadt
Das gröSte Bauprojekt is  der Bundesrepublik 

H a m b u r g ,  im  A pril (Eigenbericht). Neu-Altona —  das 
is t  d ie größte Baustelle in  der Bundesrepublik. A u f einem. 
210 Hektar großen Gebiet so ll eins komplette und hochmodern» 
„Stadt ln  der M illionenstadt“  Hamburg entstehen. 11 ?S0 W oh
nungen fü r 38 800 Menschen werden in  dem zu Gö Prozent durch 
Bomben zerstörten V iertel zwischen Beeperbahn und Bahnhof 
A ltona errichtet, Bürgerm eister B r. Sieveking leg te  kürzlich 
den Grundstein zu dem Maaamutprojekt,

D ie Planer, an ih rer Spitze 
der bekannte Städtebauer P ro f. 
Hebebrand, haben fü r die A r 
beiten v ie r  Abschnitte vorge
sehen. Gesamtdauer: 20 Jahre. 
Ganze Straßenzüge werden da
bei ausradiert, über 3000 alte 
Wohnungen rigoros abgerissen. 

D er In itia to r dieses Riesen
vorhabens ist der berühmte A r 
chitekt und Städtebauer Dr. 
Ernst M ay, heute Chefplaner 
der Baugesellschaft „Neue H ei
mat“ . E r kam nach Hamburg, 
um aus dem zerbombten Altona 
einen vorbildlichen Stadtteil aus 
einem Guß zu machen. Sein 
Entw urf ist zwar geändert w or
den, trotzdem  w ar er der M otor 
der Arbeiten. Zunächst sollen 
drei breite Schneisen durch das

W ohngebiet gebrochen werden. 
Um  den Autoverkehr möglichst 
flüssig zu halten und nicht 
durch Straßenbahnen zu behin
dern, sind drei neue U-Bahn- 
L in ien  fü r Neu-Altona vorge
sehen.

E in  breiter Grüngürtel w ird  
vom  Elbuferhang ausgehend 
den ganzen Stadtteil umfassen. 
D ie Große Bergstraße, je tz t die 
Hauptverkehrsader von Altona, 
w ird  stillge legt und in ein neu
zeitliches Ladenzentrum ohne 
Fahrbahn verwandelt. D ie Ge
werbebetriebe w ollen  die Planer 
so zusammenfassen, daß sie die 
Bevölkerung nicht belästigen 
können.

überw iegend w ird  drei- und 
vierstöck ig gebaut. E tw a zehn

SSO, b S F l i l r s a l

H er M eine TA G  w ird  ver
sandt und  verte ilt ©2me 
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers» 
Gegner sind als Em pfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit sn 
erfahren. W er  Verdacht hat, 
daß sein© Rost überwacht 
w ird , kann den kleinen TA G  
also x iib ig be i der Po lize i 
oder beim  Bürgerm eister
amt oder bei seiner D ienst
stelle ab geben, übrigens 
w ird  ex anch dort gern 
gelesen.
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Prozen t der Wohnungen liegen 
in  Hochhäusern bis zu 14 Stock
werken am Elbufer. A u f jede 
dritte Wohnung kommt eine 
Garage beziehungsweise Fark- 
mögüchkexi.

„Bruderhand" ist wieder da
Fortsetzung von Seite 2 

B is „BerütoungspiiJiM®“
Nun ist das propagandistische 

Unternehmen des Kommunis
mus nach allem, was die demo
kratischen Sozialisten in einem 
fast 40jährigen Kam pfe erlebt 
und erlitten haben, um schließ
lich auf deutschem Boden über 
ihn zu triumphieren, mehr 
lächerlich als dramatisch. D ie  
SPD  w ird  m it Ihm fe r t ig  w er
den. Dennoch sollte sie wach
sam darauf achten, daß von ihr 
selbst nichts geschieht, was 
ihm —  wenn auch ungewollt —  
Vorschub leisten könnte. Dia 
Empfehlung Chrustschows, daß 
es darauf ankomme, zwischen 
Kommunisten und Sozialdemo
kraten „Berührungspunkte”  zu 
finden, ist eine Warnung. D ie  
SPD steht zur Bundesregierung 
in  Opposition, und w ir  haben 
Verständnis dafür, daß sie 
diese Opposition in a llen  Rieh- 
tungs- und Überzeugungsfragen 
k rä ft ig  handhabt. H ie r  g ib t es 
indessen eins sachliche und

sprachliche Grenze, die leider 
o ft in  dem Drange überschrit
ten w ird , möglichst aggressiv 
zu formulieren und sogar Un
mögliches zu vertreten. Das 
kann leider die verhängnisvolle 
F o lge  haben, daß das politische 
Bewußtsein v ie ler Anhänger 
der SPD getrübt und verw irrt 
w ird , und so jene „Berührungs
punkte" entstehen, auf die 
Chrustschow' seine Hoffnun
gen setzt.

W enn, w ie  es leider gesche
hen ist, die Bundesregierung 
unhaltbar beschuldigt w ird, un
demokratisch und sogar anti
demokratisch zu handeln oder 
die W iederverein igung nicht zu 
w ollen oder sie durch ihre P o li
tik  schuldhaft versäumt zu ha
ben, dann können psycholo
gische W irkungen eintreten, aus 
denen sich gefährliche Berüh
rungspunkte m it der kommu
nistischen Aktion ergeben. Der 
manchen lockende und schließ
lich auch fü r die SPD  gefähr
liche Unterschied liegt dann 
nur noch darin, daß Pankow 
das alles noch v ie l „schöner" 
und deutlicher sagt.

Gerade w egen solcher Gefah
ren muß man auch von der 
SPD  einen echten B eitrag  zur 
E n tgiftung der Auseinander
setzung um dia P o lit ik  der 
W iederverein igung erwarte::-.. 
Das wäre fü r sie zugleich eins 
Sicherung gegen  die propagan
distische Aggression der K om 
munisten, die nicht zuletzt von 
diesem innerdeutschen Gegen
satz und seiner Zuspitzung 
durch die SPD  lebt. M an sollte 
endlich den Schlußstrich unter 
die umstrittene Vergangenheit 
ziehen. W eder die SPD noch 
ih re politischen Gegner können 
einen mathematisch sicheren 
Beweis fü r frühere M öglichkei
ten oder d ie anhaltende Un
m öglichkeit einer Lösung der 
Deutschlandfrage erbringen. 
H ie r  w ird  erst die Geschichte 
einmal urteilen. Fruchtbarer 
als die sinnlose Po lem ik würde 
der längst fä llig e  Entschluß 
sein, den weiteren außenpoliti
schen W e g  zur W iederverein i
gung möglichst g e m e i n 
s a m  zu gehen. Es w ird  auf 
diesem W ege bereits ln  näch
ster Zeit nicht an Ereignissen 
fehlen, die eine solche Gemein
schaft m it immer stärkerem 
Nachdruck fordern.



BELBEB BEB WOCHE. Oben: Auf Friedensmission Im Naben Osten. Ber UN-Generalsekretär 
Hammarskjold (links) wird vom ägyptischen Ministerpräsidenten Nasser begrüßt. — Unten: 
So rettete der P ilot eines im Hafen von Genna notgelandeten britischen Flugbootes die Passa
gier«* A ll« &n Bord befindliche» Männer mußten auf der rechten Tragfläche Platz nehmen» 
Um  das Flugzeug so lang© im Gleichgewicht an halten» bis Eettnngsboot« zur Steil© waren»


